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Der Reichshaushaltsplan 1928
Dr. Köhler über den neuen Etat

TU. Berlin , 26. Nov. In einer Unterredung mit einem
Pressevertreter äußerte sich Neichsfinanzminister Dr . Küh¬
ler ausführlich zu dem Reichsetat für 1928. Der Minister
wies einleitend darauf hin, daß bei der Ausstellung des
Etats größter Wert aus Klarheit und Durchsichtigkeit sowie
auf die Möglichkeit der Vergleichung gelegt worden sei.
Die materielle Etatsgestaltung hätte unter dem festen Wil¬
len gestanden, unter keinen Umständen einen Desizitetat
aufzustellen. Das sei auch erreicht worden. Drei weseut-
liche Merkmale zeige der neue Etat . 1. Schließe der Ge¬
samtetat ohne Fehlbetrag ab? 2. sei keine neue Anleihe-
ermächtigung für das Rechnungsjahr 1928 vorgesehen nnd
9. zeige er den festen Willen, die Anleihrermächtignngeu der
Jahre 1928 und 1927 zu ermäßige«. Vor allem seien die
Verwaltungsausgaben  in einem Maße ge¬
drosselt  worden , das bis an die Grenze der Aufrecht¬
erhaltung der ordnungsmäßigen Bewirtschaftung gehe.

Bei einer Zusammenfassung der ordentlichen und außer¬
ordentlichen Ansätze ergebe der Gcsamtstatus für 1928
gegenüber 1927 einen Mehrbedarf,  der noch nicht ein¬
mal die volle Höhe des zwang läufigen Mehrbedarfs für
die Reparationsleistungen erreichte, trotzdem das neue Be-
soldnngs- und Liquidationsschädengesetz in den Etat mit-
«ingerechnet seien. Der Minister gab dann eingehendes
Zahlenmaterial . Darnach schließt der Gesamthanshalt für
1928 gegenüber dem von 1927 von 9135 Millionen mit
VS62 Millionen ab. Zum Schluß erklärte der Minister,
baß es ihm darauf angekommen sei, keinen frisierten oder
irgendwie verschleierten Etat aufznstellen. Der - Reichsetat
1928 sei jedenfalls gesund, wenn er auch keinerlei nennens¬
werte Reserven enthalte.

Die Konferenz für Verwaltungsreform
TU. Berlin,  26. Nov. Amtlich wird bekanntgcgcben:
Das NeichSkabinett beschäftigte sich in seiner Sitzung vom

iS. November mit dem Problem des Verhältnisses zwischen

Reich «nd Länder«. Es beschloß, der in der zweiten Janu¬
arwoche stattfindenden Konferenz von Ministerpräsidenten
und Vertretern -er Länder folgende Kragen zn Unter¬
breiten:

1. Veränderung des Verhältnisses zwischen Reich und
Ländern;

2. Maßnahme» zur Gewährleistnng sparsamster Wirt¬
schaft;

8. Verwaltungsreform in Reich und Ländern.

Der Reichsstädtebund gegen die Angriffe
auf die Finanzpolitik der Gemeinden
TU. Berlin , 26. Nov. Der Gesamtvorstand des Neichs-

städtebnndes hat folgende einstimmige Entschließung gefaßt:
Es ist unverantwortlich, daß in der Oeffentlichkeit auch

von amtlichen Stellen wiederholt Vorwürfe gegen die Aus¬
gaben» und Anleihewirtschaft der Gemeinden im allgemei¬
nen erhoben werden, die geeignet sind, die Finanzwirtschaft
aller Gemeinden im Inlands und Auslande in Mißkredit
zu bringen. Der Gesamtvorstand des ReichsstädtebundcS
weist im Namen der von ihm vertretenen mittleren und
kleinen deutschen Städte derartige verallgemei¬
nernde Vorwür ' fe als völlig unberechtigt
zurück. Diese Städte , denen die Mittel zu vielen notwen¬
digen Ausgaben fehlen, haben bereits seit längerer Zeit ihre
Ausgaben auf das Aeußerfte eingeschränkt und sind an den
Ausländsanleihen nur bei den Sammelanlethen der Giro¬
zentrale mit geringen Anleihen beteiligt. Daß diese An¬
leihemittel ausschließlich für produktive  Zwecke
bestimmt waren, ist durch die Genehmigung der Beratungs¬
stelle, welcher auch der Herr Reichsbankpräsident angehört,
ausdrücklich anerkannt . Glauben amtliche oder sonstige
Stellen etwaige Einzelvorkommnisse öffentlich beanstanden
zu müssen, so erwartet der Reichsstädtebund, daß künftig
loyalerweise diese Einzelfälle genannt und nicht unzulässig
verallgemeinert werden, was für die Gesamtheit der Ge¬
meinden unerträglich ist.

Umsturzgefahr in Litauen
Rußland und die polnischen Umtriebe

in Wilna
TN. Kowno,  26 . Nov. In hiesigen Ncgierungskreisen

herrscht wegen der polnischen Wilnakonfereuz größte Auf¬
regung. Man erwartet , baß die Wilnacr Emigranten unter
polnischer Hilfe eine eigene litauische Negierung schaffen
wollen, die in Konkurrenz zu Kowno treten solle. Woldc-
maraS hat sich mit den obersten militärischen Stellen über
vorbereitende Schutzmaßnahme» gegen einen Einfall bera¬
te«. In der vergangenen Nacht wnrdeu in Kowno Prokla¬
mationen verbreitet , die in Wilna gedruckt worden sind. In
den Anfrnsen wird zum bewaffneten Ansstand gegen das
Woldemarasregimc ausgefordert.

Der PilsnLski-frenndliche „Kurier Czerwony" läßt sich
Mts Wilna berichten , daß dort im Zusammenhang mit dem
Besuch des Marschalls Pilsndski die wildesten Gerüchte im
Umlauf wären. Gewisse Politiker aus Kowno, u. a. der
frühere litauische Sejmabgcorünetc Pletskaitis , seien in Wil¬
na gesehen worden, nm Verhandlungen mit dem Marschall
aufznnehmen. Weiter heißt es in der Meldung, daß sich in
Wilna eine Woldemaras -freundliche VolkSregiernng bilden
soll, die demnächst ihre Arbeit aufnehmcn werde.

Eine Note der Sowjctregierung an Warschan.
TU. Marschau, 26. Nov. Der Sowjetvertreter in War¬

schau überreichte der polnischen Regierung eine Note zum
polnisch-litauischen Konflikt. In der Note macht die Sow-
jetregiernng auf das russisch-polnische Vertragsverhältnis
aufmerksam und auf die Gefahr für den Frieden , wenn Li¬
tauen seine Selbständigkeit einbüßen sollte. Eine zweite rus¬
sische Note zu dem gleichen Thema ist in Kowno überreicht
worden.

Besprechung Litwinows
mit dem Neichscmßenminister

TU. Berli  n, 26. Nov. Der stell«. Volkskommissar der
Sowjetregierung . Litwiuow. hat gestern mittag dem Außen¬

minister eine« Besuch gemacht. Hierbei sind laufende poli¬
tische Tagessragen besprochen worden. Neben der Ab¬
rüst «ngs frage,  die den Zweck der Reise Litwinows
bildet, kamen auch andere, die beiden Länder interessierende
Fragen , insbesondere die Frage der litauisch - pol¬
nischen Beziehungen  zur Erörterung.

Litwinow gab dem Ncichsaußenminister Kenntnis von
der gestern in Warschau überreichten Note der Sow¬
jet regle rnng,  in der diese ihre Besorgnis über die
litauisch-polnische Spannung und über die sich daraus er¬
gebenden Gefahren Ausdruck gegeben habe. Es bestand
Uebercinstimmung darüber , daß cs im allgemeinen Inter¬
esse dirngend erwünscht ist, jede Störung der friedlichen Ent¬
wicklung zu vermeiden.

Zu der gestrigen Unterredung zwischen Außenminister
Dr . Stresemann und dem stell». Volkskommissar der Sow-
jetrcgierung , Litwinow, schreibt die dem Reichsaußenmini-
ster nahestehende „Tägl . Rundschau ": „Es war bereits
im Lause des gestrigen Tages bekannt geworden, daß die
russische Regierung eine Note nach Warschan gerichtot hat,
in der sie ihre Besorgnis über die Entwicklung in Polen
und Litauen zum Ausdruck bringt . Es kann deshalb nicht
verwundern, daß Herr Litwinow anläßlich seines Besuches
bei dem Reichsaußenminister eine Abschrift dieser Note über¬
reicht hat nnd dabei das Gespräch auf die polnisch¬
litauischen Beziehungen  brachte , die bekanntlich in
Genf Gegenstand der Verhandlungen des Bölkerbundsrats
sein sollen. Man befürchtet anscheinend in russischen Krei¬
sen, daß durch ein Vorgehen der litauischen Emigranten
unter Duldung oder unter Stützung der polnischen Regie¬
rung ein fait a compli in Litauen geschaffen werben solle,
das unter Begründung einer neuen Negierung eine Art
Union zwischen Litauen und Polen herstellt. Hoffentlich er¬
weisen sich diese Besorgnisse als unberechtigt.

Die Spannung zwischen Polen und Litauen ist übrigens
nicht nur Gegenstand der Beratungen im russischen Kabinett
gewesen, sondern hat seit Monaten auch die Kabinette an¬
derer Länder bewegt. Deutschlands  Stellung in diesen

Tages -Spiegel
Neichsfinanzminister Köhler machte Angaben über die

Grundzügc des Reichsetats sür 1928.
»

Im gestrigen Sabinettsrat wurde die Länderkonsereuz im
kommenden Januar behandelt.

->
Im Reichstag hat Arbeitsminister Dr . Brauns den Entwnrs

zur Krankenversicherung der Seeleute eingcbracht.
->

Der stell», russische Außenminister ^Litwinow hatte gestern
eine Besprechung mit Dr . Stresemann.

»
Durch das polnische Nänkespiel in Wilna droht der litau¬

ische« Negicrnng erhebliche Gefahr. Man befürchtet eine»
Umsturz tu Litauen.

Die Sowjctregierung hat in einer Note Polen ans die Ge¬
fährdung des Friedens durch die litauisch-polnische Span¬
nung hingewiese«.

»
Das Unterhaus hat die Entschließung der Arbeiterpartei,

die die politischen Richtlinien der Regierung in Fragen
-er Abrüstung «nd des allgemeinen Friedens bemängelt,
abgelehnt.

*

In einem nordamerikanischeu Gefängnis habe« sich meu¬
ternde Strafgefangene verschanzt und den ausgebotcne«
Truppen ein Feuergesecht geliefert.

Fragen ist gegeben. Deutschland ist nicht Parteigänger der
litauischen Regierung , mit der es selbst in bezug auf memel,
ländische Fragen wiederholt in Fehde gestanden, ja sich so¬
gar gezwungen gesehen hat, den Völkerbundsrat zur Er¬
ledigung dieser Fragen anzurufen . Auch diese Verhand¬
lungen im Völkerbundsrat haben Woldemaras nicht veran¬
laßt, seine gegen Deutschland gerichtete Politik im Memel¬
land einzustellen, wie die Ausweisung deutscher Redakteure
und manche Vorgänge der letzten Zeit beweisen.

Für alle Fragen , die zwischen Litauen und Polen auf
dem Gebiete des Schulwesens oder auf dem Gebiete des
noch bestehenden Kriegszustandes vorhanden sind, gibt es
für Deutschland, wie in dem Kommunique über die Unter¬
redung Litwinows und Stresemanns zum Ausdruck kommt,
nur das allgemeine Interesse ^ er Wiederherstellung fried¬
licher Beziehungen zueinander . Dieser Aufgabe wird sich
Deutschland widmen, von der Ueberzeugung ausgehend, daß
jede Beseitigung einer den Frieden in Europa gefährdenden
Spannung eine Aufgabe ist, der sich die im Völkerbundsrat
maßgebenden Mächte einmütig widmen sollten. Daß Sow-
jetrußland auf demselben Standpunkt steht, ist als eine Ver¬
stärkung dieser Einmütigkeit zu buchen. Wenn sich Litauen
entschlöße, auch seinerseits einen Schritt zu tun, um die
vollkommene Sperrung der Grenze, die jetzt zwischen Polen
und Litauen besteht, einer Neuregelung zuzuführcn, so
würde dies die Aussichten auf eine friedliche Regelung sicher
verstärken. Wenn aber selbst im Augenblick eine Erleichte¬
rung der Spannung nicht erfolgt, so würde das niemand
ein Recht geben, die Souveränität Litauens anzutasten,
deren Aufrechterhaltung in jeder Beziehung im Interesse
des euopäischen Friedens geboten ist."

Die Wirlschaftsverhandlungen mit Polen
Jackowski über den Stand der Verhandlungen.

TU. Warschau, 26. Nov. Direktor Jackowski erklärte den
Vertretern der Presse über den Stand der deutsch-polnischen
Verhandlungen folgendes: Die schmierigen Fragen bei den
Hanüelsverhandlungen zwischen Deutschland und Polen
seien das Niederlassungsrecht und die Einfuhr polnischer
Kohle und landwirtschaftlicher Produkte nach Deutschland.
Wie wichtig diese Fragen seien, hätten die seinerzeitigen Ge¬
spräche zwischen den Ministern Stresemann und Zaleski
gezeigt und neuerlich die Ernennung des Ministers Hermes
zum Führer der deutschen Delegation und des Ministers
Swardowskl zum Führer der polnischen Delegation . Die
Vorarbeiten seien aber bereits soweit gediehen, daß ein bal¬
diger günstiger Abschluß der Verhandlungen zu erwarten
sei.
Ter dentsch-polnische Wauderarbeitervertag unterzeichnet.

TU. Berlin , 26. Nov. Wie der Vorwärts aus Warschau
meldet, ist in Warschau der deutsch-polnische Vertrag über
die Wanderarbeiter von dem polnischen Delegierten Dr.
Pradzynski nnd dem deutschen Gesandten Rauscher unter¬
zeichnet worden



Abrüstung und Sicherheit
Eine Debatte im englischen Unterhaus
TU. London, 25. Nov. Der Friedens - und AbrüstungS-

debatte im Unterhaus lag ein Antrag der Arbeiterpartei zu
Grunde , der den militärischen Charakter der britischen De¬
legation zu der Genfer FlottenabriistungSkonserenz und die
mangelnde Bereitwilligkeit der britischen Regierung für
die Sicherung des Friedens bedauert sowie die Ausarbei¬
tung eines umfassenden Themas für die Sicherung des in¬
ternationalen Friedens fordert.

Zur Begründung der arbctterparteilichen Entschließung
führte Macdonald  aus , daß Großbritannien durch
jenen Friebensvertrag , den eS im Jahre ISIS unterzetch.
nete, sich verpflichtet habe, für Friede » und Abrüstung zu
arbeiten . Das Unterhaus richte an die Regierung die
Aufforderung , den unzweideutigen Willen beS Landes zu
respektieren und so schnell als möglich für die allgemeine
Durchführung von Abrüstung , SchtedSge-
rtchtsbarkett  und internationale Sicherheit zu sor¬
gen. Unter Bezugnahme auf die von der BölkerbundS-
versammlung angenommene Entschließung gegen einen
Angriffskrieg richtete Macdonald an de» Außenminister das
Ersuchen, diesen Begriff zu definiere»». So viel ihm bekannt
sei, sei es die Absicht der Verfasser der Genfer Entschließung
gewesen, den Krieg als ein internationales
Verbrechen  zu erklären und in Artikel 16 des Bölker-
bnndsstatuts entsprechend zu ergänzen. An den Außen¬
minister müsse die Frage gerichtet werben, ob er mit der
Bezeichnung des Angriffskrieges als ein internationales
Verbrechen seine Meinung über den „Angriff" ausdrücken
wollte oder ob diese Worte nur als ein« Phrase benutzt
worden seien, um die Schwierigkeiten im Völkerbunbsrat
zu überwinden und die Welt glauben zu machen, daß irgend
etwas getan werde. Unter Bezugnahme auf die Flotte n-
abrüstlingskonferenz  in Genf gab Macbonalb dem
Bedauern darüber Ausdruck, baß weder die amerikanische
noch die britische Delegation mit offenen Karten spielte.
Jedes Uebereinkommen mit Amerika sei besser als kein
Abkommen über die Flottenrüstungen . Die Genfer Flotten¬
konferenz sei in Wirklichkeit nicht eine Zusammenkunft zur
Besprechung der Möglichkeit für die Abrüstung gewesen,
sondern eine Versammlung zur Deftnterung
der Rüstungen.  nMacdonald richtete an den Außen¬
minister sodann die Frage , ob er einen Weg gefunden habe,
um die Abrüstungsfrage und die Friedenspolitik zu für-
der». Die Redewendungen des Außenministers aus der
letzten Bölkerbundstaguug über den bevorzugten Platz des
britischen Imperiums seien sehr unglücklich gewesen. Der
Außenminister habe das britische Imperium in Gegensatz
zu dem Völkerbund gestellt. Das sei cm großer Fehler ge-
wesen. Die Sicherung des Friedens  sei viel¬
leicht mit der Uebernahmc neuer Risiken verbunden, aber
der Außenminister selbst sei diesen Weg gegangen, als er
den Locarnvvertrag Unterzeichnete. Alle Risiken im Zu¬
sammenhang mit der Sicherung des Friedens und der all¬
gemeinen Abrüstung, so groß sie sich vielleicht auf dem
Papier ausnehmen, würden praktisch bedeutungslos sein,
in den» Augenblick, in dem ein System der Friedenssiche-
rung erreicht sei. Bevor aber Großbritannien vor den
internationalen Gerichtshof gehe, oder an einer internatio¬
nalen Versammlung teilnehme, sollte es sich Gewißheit
darüber verschaffen, was das britische Jnrperium als
ganzes zu tun bereit sei.

Chamberlain  gab in seiner Erwiderung zunächst
eine» Ueberblick über die Gründe , die Lord Teetl zum
Austritt aus der Regierung veranlaßte ». Was die Kritik
wegen der ungenügenden Vorbereitung der Seeab-
rttstungskonferenz  ailbelange , so sei kein Zweifel,
daß Großbritannien die Vorschläge auf der Genfer Kon¬
ferenz »nit größter Sorgfalt geprüft und nichts unterlassen
habe, um zu einem Abkommen zu gelangen. Der Fehler
liege nicht in unzureichender Behandlung der in Genf auf«
taüchenden Fragen , sonder» in der ungenügenden
Vorbereitung der ganzen Konferenz  auf
diplomatischem Wege. Er glaube, daß diese Konfcrenz eine
nützliche Lehre dafür sei, daß diplomatische Vorbereitungen
höchst erwünscht seien, bevor eine Konferenz zusammen-
trete . Die von Macdonald vertretene Auffassung, daß meine
Erklärungen auf der letzten Völkerbnndsversammlung nicht
in Uebereinsttmmung ständen mit gewissen Entschließungen,
deren Annahme Großbritannien aufgezwungen worden sei.

sei ein Irrtum . Er glaube nicht, baß die Zeit bereits ge¬
kommen sei, bas Bölkerbundsstatut durch die Entschließung,
die jeden Krieg als ein Verbrechen erklärt , zu erweitern.
Er glaube vielmehr, baß die Psychologie der Völker sich
ändern müsse, bevor der Völkerbundspakt geändert werden
könne. Der Aufforderung Macdonalds , den Begriff „An¬
griffskrieg"  zu definieren, könne er nicht Nachkommen,
er glaube auch, daß der Völkerbund einen großen Fehler
machen würde, wenn er den Versuch machen sollte, diesen
Begriff zu definieren. Es werde für den Völkerbund
wahrscheinlichnicht unmöglich und wie er hoffe, nicht ein¬
mal schwierig sei»», in einen» akuten Streitfall den An¬
greifer zu bezeichnen. Wenn der Völkerbund aber be¬
stimmte Regeln aufstellen wollte, bann würde er nach
Ausbruch von Feindseligkeiten wahrscheinlich feststetten
«nüffen, daß der Angreifer nichts unterlassen habe, um nicht
gegen diese Völkerbundsbestimmungen zu verstoßen. Er
habe eine Reihe von Gründen angeführt , warum die gegen¬
wärtige Regierung die Unterzeichnung der zwangsweisen
Schiedsgerichtsklausel  im Bölkerbundspakt nicht
vornehme« könne, aber gleichzeitig betont, daß er der letzte
sei, der die Ansicht vertrete , daß diese Haltung notwendiger¬
weise die Auffassung der britischen Negierung für alle Zet¬
ten sei. Die Entscheidung der britischen Negierung gehe in
Wirklichkeit auf den Beschluß der Reichskonferenz zurück,
die die Annahme der zwangsweisen Schiedsgerichtsklausel
als verfrüht bezeichnet habe. Großbritannien würde Vor¬
behalte  zu »rachen haben hinsichtlich aller auf die Be¬
ziehungen innerhalb des britischen Imperiums bezüglichen
Fragen . Unter diesen Umständen müsse man sich fragen,
welchen Beitrag Großbritannien zur allgemeinen Sicherheit
leiste oder ob eS den Schiedsgerichtsgedanken fördere, wenn
es die Unterzeichnung mit solchen Vorbehalten annehme.
Wenn die Regierung nicht bereit sei, Verpflichtungen etn-
zugehen, die gewisse gesetzgeberische Maßnahmen in de»
Parlamenten des Jntperiums notwendig machten, so be¬
deute daS aber nicht, daß sie nicht bereit sei, in vollkom¬
menstem Ausmaße die Schiedsgerichtsbarkeit
für die Regelung von Konflikten  heranzu-
zteher». Chamberlain »vies »veiter darauf hin, »vas Groß¬
britannien bereits für die allgemeine Abrüstung und
Schiedsgerichtsbarkeit getan habe und betonte, Großbritan¬
nien habe seinen Glauben an die Schiedsgerichtsbarkeit in
der Vergangenheit bewiese» und es werde »nit dieser
Praxis in der Zukunft fortfahrcn.

Im weiteren Verlauf seiner Rede im Unterhaus be¬
dauerte Chamberlain , daß Macdonald »licht gciagt habe, wie
»vett er das Genfer Protokoll mit ueuen Verpflichtungen
für Großbritannien anzunehmen bereri sei und wie er
diese Verpflichtungen halten »volle.

Lloyd George  lehnte die Darlegungen des
Außenministers zur Frage der Abrüstung als ungenügend
ab und bezog sich auf eine Note der Alliicite » an Deutsch¬
land, in der betont worden sei, daß die deutsche Abrüstung
den ersten Schritt für die allgemeine Beschränkung der
Rüstungen sei. Das sei ein endgültiges Be»sprechrn gewe¬
sen, zu dessen Einlösung die beteiligten Regierungen ver¬
pflichtet seien.

*

Lord Cushendun über Englands Abrüstung.
TU. London, 35. Nov. Lord Cushendun hielt in seinem

früheren Wahlkreis in Canterbury eine Rede, in der er die
Ausgaben für die Verteidigungszwecke ln den Vorder¬
grund stellte. Lord Cushendun betonte, daß von 832 Mil¬
lionen Pfud jährlicher Ausgaben nur etwa 89 Millionen
Pfund auf die nationale Verteidigung cuiftelen. England
müsse sich fragen, ob diese Aitsgabe zu hcch sei. Er selbst
steht nicht an, zu erklären, daß eine »vettere Verminde¬
rung der Rüstnngsausgaben nach Auffassung weiter Kreise
die notwendige Sicherheit gefährden würde. Großbritan¬
nien habe in der Tat der Welt ein führendes Beispiel tu
dieser Hinsicht gegeben. Auf der Genfer Konferenz in der
nächsten Woche werde er als britischer Delegierter bewei¬
sen, baß Großbritannien keinen heißeren Wunsch habe als
einen .Krieg in der Zukunft zu vermeiden. Auf - er an-
deren Seite aber müsse man sich vergegenwärtigen, daß ein
auswärtiger Druck in dieser Angelegenheit nicht möglich
sei und daß er als britischer Minister nicht einen Zentt-
Meter hinter das zurückgehe» könne, »vas für die Sicher¬
heit und bas Gedeihen Großbritanniens notwendig sei.

Litwinow in Berlin
Litwinows Besuch bei Stresemann.

Tll . Berlin , 25. Nov. Der stellvertretende russische
Außenminister Litwinow wird voraussichtlich im Laufe des
heutigen Vormittags dem deutschen Außenminister einen
Höflichkeitsbesuch abstattcn. Eine besondere politische Be¬
deutung wird diesem Besuch nicht beigemesse»», da eS sich
lediglich um die Erfüllung einer diplomatischen Anstands-
pfltcht handelt.

*

Unbehagen in Paris.
TU. Paris » 25. Nov. In Pariser politische» Kreisen mißt

man dem Berliner Aufenthalt Lttwinows, der bekanntlich
an den Verhandlungen der vorbereitenden Abrüstungskom-
intsston teilnimmt , große Bedeutung bet. Man geht sogar
so wett, von einer deutsch - russischen Einheits¬
front  i « der Abrüst!- Abfrage zu sprechen und die For¬
derung beS Grafen B. nstorff, der am 8V. November zu¬

sammentretenden Koinmtsston die Gesamtheit des Ab¬
rüstungsproblems zu unterbreiten , hierauf zurückzuführen.
Außerdem will mau in dem Berliner Besuch Lttwinows
das Bestreben sehen, eine Verständigung der beiden Länder
über die litauische Frage herbeizuführen und eine polntsch-
lttauische Versöhnung zu hintertretven , die besonders Ruß¬
land befürchtet.

ES scheint darnach, daß der Brief des Grafen Bernstorff
an den Präsidenten der vorbereitende» Abrttstnngskom-
mtssion tu Pariser politischen Kreisen einiges Unbehagen
ausgelöst hat.

Der ungarisch-rumänische Optantenkonflikt
Ungarn lehnt die Vorschläge des Völkerbmcdes ab.
TU. Genf, 25. Nov. Der Generalsekretär des Völker¬

bundes hat von dem ständigen Delegierten Ungarns beim
Völkerbund, Baranyat ein Schreiben erhalte»», in dem die¬
ser im Aufträge seiner Regierung dem Generalsekretär zur

Kemttnis vriugt, daß die ungarische Negierung sich nicht t»
der Lage sehe, die von» VölkerbundSrat als Grundlage für
eine Einigung mit der rumänischen Regierung in der Op¬
tantenfrage vorgeschlagenen Grundsätze anzuerkennen. Die
ungarische Regierung werde in der nächsten Woche eine ins
Einzelne gehende Begründung ihres Standpunktes - ein
Völkerbundsrat übermitteln . Um jedoch eine Einigung
auf einer anderen Grundlage zn ermögliche», habe die un-
garische Negierung in dieser Frage der rumänischen Re¬
gierung eine» Vorschlag »nterbreitet , der auf eine praktische
Lösung des Streitfalles Hinziele.

Zn der Vorgeschichte des rumänisch-ungarische»» Optan-
tenstreits ist zu bemerken, baß die letzten Völkerbundsvor-
schläge zur Beilegung - es Streits dahin gehen, die rumä-
Nische und die ungarische Negierung sollten noch einmal die
Sachlage prüfen und sodann der Dezembertagung des
Bölkcrbundsrates ihre Stellungnahme Mitteilen. Die Ab-
lehnung dieser Vorschläge gehe darauf hinaus , daß Ungar«
nach »vte vor die sofortige Entscheidung des Streitfalls
seitens des im FrtedenSvertrags von Trtanon vorgesehene«
rumLnlskh-nngarlschen Schiedsgerichts verlangt . Nurnä-
nie» hatte aber seinen Vertreter aus diesem Gerichtshof
zurückgezogen, da es der Ansicht ist, daß dieser im Optan-
teukonfltkt nicht zuständig ist.

Reparationsschwindel
TU. Laubau i. d. Pf ., 25. Nov. Ei» großer Repara»

tionSschwkndel, der sich über die Pfalz, Baden und Würt-
teinberg erstreckt, und dessen Ausmaße noch nicht zu über¬
sehen sind, wird soeben bekannt. Airs eine Zeitungsmel-
düng, daß ein französischer Kaufmann drei sübpfälztsche
Baunnteruchmer um einen Betrag von mehreren 1666 ^
geschädigt habe, indem er Aufträge ans Holzhänserbauten im
Innern Frankreichs vorschwtndelte, »neideten sich vier
wettere süddeutsche Bauuuternehmer , die durch de»
Schwindler um höhere Beträge geschädigt»vorder» sind. ES
handelt sich nicht un» einen französischen Kaufmann, son-
der»» u»n einen in Heidelberg wohnenden Deutschen namens
Franz Philipp , der lange Zeit in Frankreich lebte und
durch sicheres Unfreien und Vorlage von amtlichen Doku¬
menten de» Firmen glaubhaft zn machen verstand, daß eS
sich um Lieferungen auf Reparation -Skonto nach Frankreich
handele. Den Bauunternehmern legte er einen LteferungS-
plan über 1206 Holzhäuser in» Werte von je 8006 vor,
die angeblich in der Nähe von Paris erstellt werden sollten.
Wahrscheinlich sind noch »veitere Firmen auf den Schwin¬
del hereingefallen.

Zwei-Mittiarben -Schiebung des lothringische« Industriellen
de Wendel?

TU. Parts , 25. Nov. Wie das Pariser Mittagsblatt „Le
Rvmeur " feststellt, wnrüe der zuständigen Kommission der
Kammer ein Bericht des StaatSanivaltes beim Pariser
Appellattvnsgerichtshof unterbreitet , wonach unter Mit¬
hilfe eines für die Sequestrierung der Saargruben bestellten
Beamten der lothringische Jndnstriclle de Wendel den
französischen Staat um 2 Milliarden hintergangen Hab«.
Poincare sei aber für Niederschlagung der Angelegenheit
etngetreten, da eine Klausel des Versailler Vertrages be¬
stimme, daß jede Mehretnnahme ans den Saargruben von
den deutschen Reparationsleistungen an Frankreich in Ab¬
zug gebracht »verden müsse. Man muß dem Pariser Mtt-
tagsblatt die Verantwortung für diese Meldung überlassen.

Protestkundgebung
der Liquidationsgeschädigten

Der Finanzierungspla » für das Liqui- ationsschädengesetz
dem Neichsrat zugegange«.

TU. Berlin , 25. Nov. In einer stürmisch verlaufene«
Ku»dgebung der Liquidationsgeschädigten gegen die Ver¬
schleppung der Verabschiedung des Ltqutdattonsschäden-
gesetzes teilte der Vorsitzende des deutschen Ostbunbes, Ge-
heimrat von Ttlly, mit, daß nach Mitteilung des Finanz-
Ministers der vom ReichSwirtschaftsrat und Retchsrat ge¬
forderte Finanzierungspla »» für das Ltqutdattonsschäden«
gesetz am Mittwoch dem Reichsrat zugegange» ist.

Bon der Versammlung »vurde eine Entschließung an¬
genommen, in der gefordert »vird, daß die Vorlage nun¬
mehr unverzüglich dem Reichstag zngeleitet werde, daß der
Reichstag die maßvolle»» Vorschläge der Arbeitsgemein¬
schaft der Interessenvertretungen für den Ersatz vou
Kriegs- und Verdrängungsschädei» berücksichtige und da¬
bei einer vorzeitigen Auflösung des Reichstages das
Krtegsschädenschlnßgesetzunter allen Umständen vorher
verabschiedet werde.

Vom 14 . Avvsvober bl » Z. Oeremker versnstslten «vir
einen u. xewtlinen sui sSmtllciieHonte!-,tllelüer-.telüenMe.
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altbervähvte
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Man hüte sich vor Nachahmungen!
Vertretung : Firma S . Nafz,  Bierverlagretung : Firma E. Nafz,  Bierv

Badischer Hof . Calw.  Wlirtt.
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Sellens Leieseiiveir
bietet «Ick Iknen rum Linksuk kürz dic?sZbrî e WeiknAckts-

kest in meinen!

LonaeransebM
von Zpielwaren aller ^ rt

in gutsortiertem ksger.
Preise größtenteils unter Fabrikpreis.

Lkri 8tb 3um 8ckmuck
sebr billig

Oesellsekaftsspiele
ru dem ksbelksiten Preise von

VE " 3 8tllck ab l .— Nark n?
Lin unverblndlicder Leruck meiner Lplelrvsrer »-

^unatellui »» ist sack kür Sie loknend und befindet sick
m 1. Stock über meinem t-sden — kilnZsng Scdul^ssse.
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Plissee
KnopflScher
HohlsSnme

fertigen an
Geschw. Stanger
Ob. Murktstr. 23.

Als

Optisches Fachgeschäft
fiir den Bezirk Calw empfiehlt sich

LederstraßeNr .162
Durch langjähr . Praxis u. moderne
Einrichtung bin ich in der Lage, allen
Anforderungen gerecht zu werden,

ich empfehle:
Brille««.Klermuerjeder Ar!.Barometer

Feldstecher, Zeitz-Gläser«sw.
zu billigsten Preisen

Warum in die Großstadt zum Op¬
tiker laufen, bei mir können Sie
Ihre Brille ebenso gut und noch

billiger kaufen

in modernsten Formen u. Farben sind eingetrosfen.
Bei Bedarf bitte jetzt schon um Ihren Besuch.

Otto Weißer, Kronengasse.

Watdverkauf.
Verkaufe am Freitag , den r . De - , nachmittags

L Uhr auf dem Rathaus in Emberg meinen aus
Markung Einberg gelegenen

Wald
bei der kleinen Tuc.

Der Wald ist gut bestockt und wird auf Wunsch von
Waldschlltz Koppler vorgezeigt.

Ulrich Rentfchler, Schorndorf.

Frisch eingetrosfen bei:

nimmt man einen gestrichenen
Teelöffel voll . Tropenfreude*. Sie wird mit etwa- kaltem Wasser angerühn
und mindesten- ZMinuten gekocht, wodurch die Aufbaustoffe erschlossen werden.
Erst bann werden je nach Geschmack Milch und Zucker zugesekt. Skai'
Augenblickenhat sich der Kolasah abgesetzt und da- nervenstärkend»,
lkneî eGrlränkhi ^ckraû ert^

einigen
chlregu-
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